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Text 

Liste der haftungsfreistellenden Unternehmen (HFU-Liste) 

§ 67b. (1) Unternehmen, die insgesamt mindestens drei Jahre lang Bauleistungen nach § 19 Abs. 1a 
des Umsatzsteuergesetzes 1994 erbracht haben und als DienstgeberInnen nach diesem Bundesgesetz 
angemeldete DienstnehmerInnen beschäftigen, sind auf schriftlichen Antrag, der an das 
Dienstleistungszentrum (§ 67c) zu richten ist, vom beitragskontenführenden Krankenversicherungsträger 
in eine von diesem jeweils tagesaktuell zu führende elektronische HFU-Liste aufzunehmen, wenn sie zum 
Antragszeitpunkt keine rückständigen Beiträge (§ 59) für Zeiträume bis zu dem der Antragstellung 
zweitvorangegangenen Kalendermonat aufweisen und keine Beitragsnachweisungen nach § 34 Abs. 2 für 
diesen Zeitraum ausständig sind; eine förmliche Entscheidung über das Bestehen eines 
Beitragsrückstandes ist nicht erforderlich. Außer Betracht bleiben dabei Beitragsrückstande, die 10 % der 
im Kalendermonat vor Antragstellung abzuführenden Beiträge nicht übersteigen, sowie 
vereinbarungsgemäße Beitragsstundungen und Ratenzahlungen. Über die Versagung der Aufnahme in die 
HFU-Liste ist das Unternehmen zu verständigen; ein Bescheid ist nur dann zu erlassen, wenn dies das 
Unternehmen im Fall der Versagung verlangt. 

(2) Ein in die HFU-Liste aufgenommenes Unternehmen ist unverzüglich aus dieser Liste zu 
streichen, wenn die Voraussetzungen für die Aufnahme in die HFU-Liste nach Abs. 1 nicht mehr 
zutreffen. Abs. 1 zweiter Satz ist entsprechend anzuwenden. Im Mahnschreiben ist auf die drohende 
Streichung aus der HFU-Liste hinzuweisen. Über die Streichung aus der HFU-Liste ist das Unternehmen 
zu verständigen; ein Bescheid ist nur dann zu erlassen, wenn dies das Unternehmen verlangt. 

(3) Über den Antrag auf (Wieder)Aufnahme in die HFU-Liste ist innerhalb von acht Wochen ab 
Antragstellung zu entscheiden. Die Streichung aus der HFU-Liste ist auch dann zulässig, wenn die dafür 
maßgebenden Umstände im Zeitpunkt der Aufnahme in die Liste bereits vorgelegen sind, dem 
Krankenversicherungsträger aber nicht bekannt waren. 

(4) Unbeschadet der Abs. 1 und 2 kann die Aufnahme in die HFU-Liste versagt oder ein 
Unternehmen aus dieser Liste gestrichen werden, wenn schwerwiegende verwaltungsrechtliche oder 
strafrechtliche Verstöße vorliegen oder zu erwarten ist, dass das Unternehmen seine 
sozialversicherungsrechtlichen Pflichten als DienstgeberIn nicht erfüllen wird. Bei der Ausübung des 
Ermessens ist insbesondere Bedacht zu nehmen auf 

 1. einen DienstnehmerInnenzuwachs um mehr als 200 % gegenüber der durchschnittlichen 
DienstnehmerInnenzahl des vorangegangenen Kalenderjahres, jedoch um mindestens 20 
DienstnehmerInnen; 
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 2. das Aufscheinen des betreffenden Unternehmens in der zentralen Verwaltungsstrafevidenz nach 
§ 28b des Ausländerbeschäftigungsgesetzes; 

 3. die rechtskräftige Verhängung einer Verwaltungsstrafe nach § 111 über das betreffende 
Unternehmen, wenn diese nicht länger als drei Jahre zurückliegt; 

 4. die Verhängung eines Beitragszuschlages nach § 113 über das betreffende Unternehmen in 
schwerwiegenden Fällen; 

 5. die rechtskräftige Verurteilung des betreffenden Unternehmens nach den §§ 146, 153c, 153d oder 
153e des Strafgesetzbuches, wenn diese nicht länger als drei Jahre zurückliegt. 

Handelt es sich beim betreffenden Unternehmen um eine juristische Person oder Personengemeinschaft 
ohne Rechtspersönlichkeit, so sind diesem im Fall der Z 3 und 5 alle Personen gleichzuhalten, die seinem 
zur Vertretung berufenen Organ angehören. Bei der Entscheidung über die Versagung der Aufnahme oder 
die Streichung sind auch die Größe des Unternehmens, die Dauer seiner Tätigkeit in der Baubranche und 
die Einhaltung der sozialversicherungsrechtlichen DienstgeberInnenpflichten innerhalb eines dreijährigen 
Beobachtungszeitraumes zu berücksichtigen. 

(5) Die Entscheidung in den Fällen des Abs. 4 obliegt unbeschadet der eigenen Verantwortlichkeit 
des Vorstandes einem besonderen Vorstandsausschuss des jeweils zuständigen 
Krankenversicherungsträgers (Haftungsausschuss). Dieser Ausschuss besteht aus vier vom Vorstand zu 
wählenden Mitgliedern der Generalversammlung; zwei Mitglieder haben der DienstgeberInnengruppe, 
zwei der DienstnehmerInnengruppe anzugehören. Den Vorsitz im Haftungsausschuss hat ein aus seiner 
Mitte gewähltes Mitglied zu führen, wobei die Vorsitzführung kalenderhalbjährlich zwischen den 
Angehörigen der DienstgeberInnen- und der DienstnehmerInnengruppe wechselt. Die §§ 422 bis 425, 438 
und 456a sind sinngemäß anzuwenden. 

(6) Die von den Krankenversicherungsträgern geführten HFU-Listen sind vom 
Dienstleistungszentrum (§ 67c) zu einer Gesamtliste der haftungsfreistellenden Unternehmen (HFU-
Gesamtliste) tagesaktuell zusammenzuführen. Es ist dafür zu sorgen, dass die betroffenen Unternehmen 
in die HFU-Gesamtliste auf elektronischem Weg kostenlos Einsicht nehmen können. Unternehmen, deren 
Aufnahme in eine HFU-Liste versagt wurde oder die aus einer HFU-Liste gestrichen wurden, sind nicht 
in die HFU-Gesamtliste aufzunehmen. 


